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	EUROPÄISCHE KOMMISSION
GENERALDIREKTION GESUNDHEIT UND VERBRAUCHER


Brüssel, den 16. Februar 2009

 
Leitfaden für die Durchführung einzelner Bestimmungen der 

Verordnung (EG) Nr. 852/2004

über Lebensmittelhygiene 

Dieser Leitfaden wurde lediglich zu Informations​zwecken erstellt. Er wurde von der Europäischen Kommission weder angenommen noch in irgendeiner Weise genehmigt.
Die Europäische Kommission übernimmt keine Gewähr für die Richtigkeit der Angaben und haftet nicht für deren Verwendung. Somit handeln Benutzer des Leitfadens in eigener Verantwortung und sollten daher entsprechende Vorkehrungen treffen.
ZWECK DES LEITFADENS

Dieser Leitfaden richtet sich vor allem an die Lebensmittelunternehmen und die zuständigen Behörden und soll als Orientierung für die Durch​führung der neuen Lebensmittelhygienevorschriften und für damit zusammenhängende Themen dienen.

HINWEIS

Bei diesem Leitfaden handelt es sich nicht um eine endgültige Fassung; er soll ständig aktualisiert werden, damit die Erfahrungen und Informationen der Mitgliedstaaten, der zuständigen Behörden, der Lebensmittelunternehmen sowie des Lebensmittel- und Veterinäramts der Kommission einbezogen werden können. 
1. Einführung

Die Verordnung (EG) Nr. 852/2004 über Lebensmittelhygiene
 (im Folgenden „die Verordnung“) wurde am 29. April 2004 angenommen. Sie umfasst allgemeine Hygieneanforderungen, die von den Lebensmittelunternehmen auf allen Stufen der Lebensmittelkette einzuhalten sind. Nach der Annahme der Verordnung wurde die Kommission aufgefordert, eine Reihe von Aspekten in diesem Zusammenhang zu klären. Mit dem vorliegenden Dokument kommt sie dem nach.

Die Generaldirektion Gesundheit und Verbraucher der Kommission hat in einer Reihe von Sitzungen mit Sachverständigen der Mitgliedstaaten verschiedene Punkte im Zusammenhang mit der Durchführung der neuen Verordnung geprüft und versucht, Einvernehmen zu erzielen.

Im Interesse der Transparenz hat die Kommission außerdem den Dialog mit den Betroffenen gefördert, um die Meinungen verschiedener sozialer und wirtschaftlicher Interessengruppen zu hören. Zu diesem Zweck hat sie eine Sitzung mit Vertretern der Erzeuger, der Industrie, des Handels und der Verbraucher organisiert, auf der Fragen im Zusammenhang mit der Durchführung der Verordnung erörtert wurden.

Es wurde erwogen, die Sitzungen und Diskussionen vor dem Hintergrund der Erfahrungen weiterzuführen, die mit der umfassenden Anwendung der Verordnung ab 1. Januar 2006 gemacht werden.

Dazu sei angemerkt, dass Verstöße nationaler Vorschriften gegen die Verordnung nicht Gegenstand dieses Papiers sind, sondern weiterhin gemäß den geltenden Kommissionsverfahren behandelt werden.

Mit dem vorliegenden Papier sollen alle an der Lebensmittelkette beteiligten Akteure dabei unterstützt werden, die Verordnung besser zu verstehen und sie ordnungsgemäß und einheitlich anzuwenden. Das Papier besitzt jedoch keinen formalrechtlichen Status, und bei Streitigkeiten ist in letzter Instanz der Gerichtshof für die Rechtsauslegung zuständig.

Um die verschiedenen Aspekte der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 vollkommen zu verstehen, ist es wichtig, auch andere Bestandteile des Gemeinschaftsrechts zu kennen, insbesondere die in den folgenden Rechtsakten dargelegten Grundsätze und Definitionen:

· Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und An​forderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Be​hörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit
 (auch bezeichnet als „allgemeines Lebensmittel​recht“),

· Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Ein​haltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz
,

· Verordnung (EG) Nr. 2073/2005 der Kommission vom 15. November 2005 über mikrobiologische Kriterien für Lebensmittel
 und

· Verordnung (EG) Nr. 2074/2005 der Kommission vom 5. Dezember 2005 zur Festlegung von Durchführungsvorschriften für bestimmte unter die Ver​ordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates fallende Erzeugnisse und für die in den Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates und (EG) Nr. 882/2004 des Euro​päischen Parlaments und des Rates vorgesehenen amtlichen Kontrollen, zur Abweichung von der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Par​laments und des Rates und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 853/2004 und (EG) Nr. 854/2004
.
Zur Verordnung (EG) Nr. 178/2002 wurde ein getrennter Leitfaden ausgearbeitet.

(Siehe http://ec.europa.eu/food/food/foodlaw/guidance/index_en.htm) 

2. Verpflichtungen der Lebensmittelunternehmer

Die Durchführung der Verordnung obliegt den Lebensmittelunternehmen. Sie müssen dafür sorgen, dass alle Vorschriften im Hinblick auf die Gewährleistung der Lebensmittelsicherheit ordnungsgemäß durchgeführt werden.

Lebensmittelunternehmen, in denen Lebensmittel tierischen Ursprungs gehandhabt werden, müssen neben der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 auch die einschlägigen Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 erfüllen.

3. Geltungsbereich

3.1. Primärproduktion

Gegenstand der Verordnung ist die Primärproduktion.

Primärproduktion ist in Artikel 3 Nummer 17 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 definiert:

[Der Ausdruck] „Primärproduktion“ [bezeichnet] die Erzeugung, die Aufzucht oder den Anbau von Primärprodukten einschließlich Ernten, Melken und land​wirtschaftlicher Nutztierproduktion vor dem Schlachten. Sie umfasst auch das Jagen und Fischen und das Ernten wild wachsender Erzeugnisse.
Die für die Primärproduktion geltenden Vorschriften sind in Anhang I Teil A Nummer I.1 der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 festgelegt.

Anhang I Teil A Nummer I.1 der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 umfasst außerdem folgende mit der Primärproduktion zusammenhängende Vorgänge:

· die Beförderung, die Lagerung und die Handhabung von Primärerzeugnissen am Erzeugungsort, sofern dabei ihre Beschaffenheit nicht wesentlich ver​ändert wird,

· die Beförderung lebender Tiere, sofern dies zur Erreichung der Ziele dieser Verordnung erforderlich ist, und

· im Falle von Erzeugnissen pflanzlichen Ursprungs und Fischerei​erzeugnissen: die Beförderung zur Lieferung von Primärerzeugnissen, deren Be​schaffenheit nicht wesentlich verändert wurde, vom Erzeugungsort zu einem Betrieb.

Daher ist der Ausdruck „Primärproduktion“ in diesem Leitfaden als Primär​produktion einschließlich der genannten, damit zusammenhängenden Vorgänge zu ver​stehen.

	Die Primärproduktion bezieht sich auf Tätigkeiten im landwirtschaftlichen Be​trieb oder auf vergleichbarer Ebene und umfasst unter anderem:

· Erzeugung, Zucht oder Anbau pflanzlicher Erzeugnisse wie Getreide, Obst, Gemüse und Kräuter sowie Beförderung, Lagerung und Handhabung der Erzeugnisse (ohne wesentliche Veränderung ihrer Beschaffenheit) im landwirtschaftlichen Betrieb und ihre Weiterbeförderung zu einem anderen Betrieb;

· Erzeugung, Aufzucht oder Haltung von Lebensmittel liefernden Tieren im landwirtschaftlichen Betrieb und damit zusammen​hängende Tätigkeiten sowie Beförderung von zur Fleischerzeugung be​stimmten Tieren zum Markt oder Schlachthof oder Beförderung von Tieren zwischen landwirtschaftlichen Betrieben;

· Erzeugung, Aufzucht oder Haltung von Schnecken im landwirtschaftlichen Betrieb und ggf. Beförderung zu einem verarbeitenden Betrieb oder einem Markt;

· Melken und Lagern von Milch im landwirtschaftlichen Betrieb;

· Erzeugen und Einsammeln von Eiern im Betrieb des Erzeugers, jedoch ohne Verpacken der Eier;

· Fischen und Handhabung von Fischereierzeugnissen (ohne wesentliche Ver​änderung ihrer Beschaffenheit) an Bord von Schiffen (außer Gefrier- und Fabrikschiffen) und deren Beförderung zum ersten Betrieb (einschließlich Versteigerungshallen) an Land; dazu gehört auch das Fischen in Binnengewässern (Flüssen, Seen), die Handhabung des Fangs und dessen Beförderung;

· Erzeugung, Aufzucht, Haltung und Abfischen von Fischen in Betrieben der Aquakultur und Beförderung der Fische zu einem anderen Betrieb;

· Erzeugung, Aufzucht, Haltung, Umsetzen und Einsammeln von lebenden Muscheln und deren Beförderung zu einem Versandzentrum, Reinigungs​zentrum oder Verarbeitungsbetrieb;

· Einsammeln von Pilzen, Beeren, Schnecken usw. in freier Natur und deren Beförderung zu einem Betrieb.


Anmerkungen zur Primärproduktion:

· Allgemeine Vorschriften für die Primärproduktion sind in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 festgelegt. Ferner sind für bestimmte Lebens​mittel (z. B. Rohmilch, lebende Muscheln) detailliertere Vorschriften in der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 enthalten (siehe Punkt 3.7 des Leitfadens für die Durchführung einzelner Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ur​sprungs).

· Fischereierzeugnisse, deren Beschaffenheit nicht wesentlich verändert wurde: Siehe Punkt 3.7 des Leitfadens.

· Eierpackstellen: Im Einklang mit den Definitionen und Anforderungen der neuen Hygienevorschriften für Lebensmittel werden Eierpackstellen (selbst wenn sie im landwirtschaftlichen Produktionsbetrieb angesiedelt sind) nicht der Primärproduktion zugerechnet. 

· Milchsammelstellen: Wenn die Rohmilch beim landwirtschaftlichen Betrieb abgeholt wird, hat das Produkt die Ebene der Primärproduktion verlassen. Milchsammelstellen, an denen die Rohmilch nach Abholung beim landwirt​schaftlichen Betrieb vor der Lieferung an einen Milch verarbeitenden Betrieb zwischengelagert wird, sind nicht Teil der Primärproduktion.

· Honig und andere Lebensmittel aus Imkereien: Alle Tätigkeiten im Zu​sammenhang mit der Imkerei gelten als Primärproduktion. Dazu gehört die Bienenhaltung (selbst wenn sich die Bienenstöcke in einer gewissen Ent​fernung vom Betrieb des Imkers befinden), das Einsammeln des Honigs, das Schleudern und das Umhüllen und/oder Verpacken im Imkereibetrieb. Andere Vorgänge außerhalb des Imkereibetriebs (z. B. Schleudern und/oder Umhüllen/Verpacken des Honigs) gelten nicht als Primär​produktion, auch wenn sie im Auftrag des Imkers in gemeinsam genutzten Anlagen (z. B. Genossenschaften) durchgeführt werden.

· Gefrier- und Fabrikschiffe: Die Handhabung, Lagerung und Beförderung von Fischereierzeugnissen an Bord von Gefrier- und Fabrikschiffen fällt nicht unter die Primärproduktion.

3.2. Primärerzeugnisse

Primärerzeugnisse sind in Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 folgendermaßen definiert:

[Der Ausdruck] „Primärerzeugnisse“ [bezeichnet] Erzeugnisse aus primärer Produktion einschließlich Anbauerzeugnissen, Erzeugnissen aus der Tier​haltung, Jagderzeugnissen und Fischereierzeugnissen.

	Primärerzeugnisse umfassen unter anderem:

· Erzeugnisse pflanzlichen Ursprungs, z. B. Getreide, Obst, Gemüse, Kräuter, Pilze;

· Erzeugnisse tierischen Ursprungs, z. B. Eier, Rohmilch, Honig, Fischerei​erzeugnisse, lebende Muscheln;

· in freier Natur gesammelte Erzeugnisse pflanzlichen oder tierischen Ur​sprungs, z. B. Pilze, Beeren, Schnecken usw.


Anmerkungen zu Primärerzeugnissen:

· Frischfleisch ist kein Primärerzeugnis, da es nach der Schlachtung gewonnen wird.

· Fischereierzeugnisse bleiben Primärerzeugnisse, selbst nach dem Töten, Aus​bluten, Sortieren, Ausnehmen, Entfernen der Flossen, Kühlen und Verladen in Behälter zwecks Beförderung auf der Ebene der Primär​produktion. Erzeugnisse, die aus der weiteren Verarbeitung von Fischerei​erzeugnissen hervorgehen (z. B. Filetieren, Vakuumverpackung usw.), sind keine Primärerzeugnisse.

3.3. „Kleine Mengen“ von Primärerzeugnissen gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung

Die Verordnung gilt nicht für die direkte Abgabe kleiner Mengen von Primär​erzeugnissen durch den Erzeuger an den Endverbraucher oder an lokale Einzel​handelsgeschäfte, die die Erzeugnisse unmittelbar an den Endverbraucher ab​geben.

Im Allgemeinen dürfte der Ausdruck „kleine Mengen“ weit genug gefasst sein, um unter anderem Folgendes zu erlauben:

· Direktverkauf von Primärerzeugnissen (Gemüse, Obst, Eier, Rohmilch
 usw.) durch Landwirte an Endverbraucher, z. B. Verkauf ab Hof oder Verkauf auf lokalen Märkten, oder an Einzelhandelsgeschäfte und Gaststätten vor Ort; 

· Direktabgabe von in freier Natur gesammelten Erzeugnissen wie Pilze und Beeren durch Einzelpersonen an Endverbraucher oder an Einzelhandels​geschäfte und Gaststätten vor Ort.

Gemäß Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 obliegt es den Mitgliedstaaten, abhängig von den lokalen Gegebenheiten zu bestimmen, was unter „kleine Menge“ zu verstehen ist, und die zur Gewährleistung der Lebensmittelsicherheit erforderlichen Vorschriften im einzelstaatlichen Recht zu verankern (risiko​gestütztes Konzept).

Im Allgemeinen sollten die von den Mitgliedstaaten im einzelstaatlichen Recht verankerten Vorschriften für kleine Mengen gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buch​stabe c es ermöglichen, gängige Praktiken fortzusetzen, sofern sie der Verwirk​lichung der Ziele der Verordnung dienen. 

3.4. Grenzüberschreitender Handel mit kleinen Mengen von Primär​erzeugnissen

Gemäß Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung erlassen die Mitgliedstaaten im Rahmen des einzelstaatlichen Rechts Vorschriften für die Abgabe kleiner Men​gen von Primärerzeugnissen durch den Erzeuger an den Endverbraucher oder an lokale Einzelhandelsgeschäfte. 

Gelegentlich kann eine solche Abgabe über die Grenzen hinweg erfolgen, ins​besondere wenn sich der landwirtschaftliche Betrieb des Erzeugers in Grenz​nähe zu anderen Mitgliedstaaten befindet. 

Die einzelstaatlichen Vorschriften, die gemäß Artikel 1 Absatz 3 der Ver​ordnung (EG) Nr. 852/2004 erlassen werden, unterliegen den allgemeinen Be​stimmungen des Vertrags, insbesondere den Artikeln 28, 29 und 30.

3.5. Verarbeitung von Primärerzeugnissen im landwirtschaftlichen Betrieb

Primärerzeugnisse können im landwirtschaftlichen Betrieb verarbeitet werden, z. B. Verarbeitung von Rohmilch zu Käse oder Herstellung von Saft aus Obst. Diese Vorgänge zählen nicht zu den als Primärproduktion bezeichneten Tätigkeiten und fallen daher unter die Hygienevorschriften für Lebensmittel gemäß An​hang II der Verordnung und – falls es sich um Lebensmittel tierischen Ursprungs handelt – auch unter die einschlägigen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 853/2004.

Beispiele:

· Herstellung von Obstsaft im landwirtschaftlichen Betrieb

Wird in einem landwirtschaftlichen Betrieb die Ernte oder ein Teil der Ernte (z. B. Äpfel) zur Herstellung von Obstsaft vor Ort verwendet, geht dies über die Ebene der Primärproduktion hinaus. Die Tätigkeit der Obstsafterzeugung gilt als eine auf die Primärproduktion folgende Tätigkeit und unterliegt daher den einschlägigen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 852/2004.

· Herstellung von Käse im landwirtschaftlichen Betrieb

Käse geht aus der Verarbeitung von roher oder hitzebehandelter Milch her​vor. Daher ist Käse kein Primärerzeugnis, selbst wenn die Herstellung im land​wirtschaftlichen Betrieb erfolgt.

Demzufolge muss die Käseproduktion im landwirtschaftlichen Betrieb die einschlägigen Hygienevorschriften für Lebensmittel gemäß der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 und der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 erfüllen.

Anmerkungen:

1) Der Einzelhandel (d. h. die Handhabung und/oder Be- oder Verarbeitung von Lebensmitteln und ihre Lagerung am Ort des Verkaufs oder der Abgabe an den End​verbraucher) ist grundsätzlich vom Geltungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 ausgenommen. Wenn zum Bei​spiel Käse im landwirtschaftlichen Betrieb hergestellt und ausschließ​lich ab Hof oder auf dem lokalen Markt an die Endverbraucher verkauft wird (z. B. Wochenmarkt, landwirtschaftlicher Markt usw.), so können diese Tätigkeiten gemäß den einschlägigen Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 852/2004, insbesondere deren Anhang II, durch​geführt werden, und die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 gelten nicht, außer bei Rohmilch. Gegebenenfalls sind außerdem die von den Mitgliedstaaten ge​mäß Artikel 1 Absatz 5 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 im Rahmen des einzelstaatlichen Rechts erlassenen Vorschriften zu beachten.
2) Um der Verarbeitung im landwirtschaftlichen Betrieb Rechnung zu tragen oder um traditionelle Produktionsmethoden zu erhalten, können die Mitgliedstaaten im Einklang mit dem in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 und Artikel 10 der Ver​ordnung (EG) Nr. 853/2004 vorgesehenen Verfahren einzelstaatliche Maßnahmen zur Anpassung der ein​schlägigen infrastrukturellen Anforderungen ergreifen, wenn die traditionellen Methoden nicht von den Verordnungen abgedeckt sind.
3.6. Eier und Primärproduktion

Angesichts der Definition der Primärproduktion in Artikel 3 Nummer 17 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 und Anhang I Teil A Nummer I.1 der Ver​ordnung (EG) Nr. 852/2004 umfasst die Primärproduktion von Eiern die Handhabung der Eier, d. h. Einsammeln und Beförderung zwischen Gebäuden, und die Lagerung der Eier am Erzeugungsort, sofern deren Beschaffenheit nicht wesentlich verändert wird. Das Verpacken der Eier – entweder am Erzeugungsort oder in einem separaten Verpackungsbetrieb – fällt nicht unter die Primär​produktion. Diese Tätigkeiten müssen daher Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 und Anhang III Ab​schnitt X der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 sowie Artikel 116 und Anhang XIV der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 über eine gemeinsame Organisation der Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land​wirtschaftliche Erzeugnisse genügen.

3.7. Auf Ebene der Primärproduktion ist die Beförderung, Lagerung und Handhabung von Primärerzeugnissen zulässig, sofern dabei ihre Beschaffen​heit nicht wesentlich verändert wird [vgl. Anhang I Teil A Nummer I.1 Buchstabe a der Verordnung]. 

Auf Ebene der Primärproduktion werden die Primärerzeugnisse häufig behandelt, um sie besser präsentieren zu können; dies umfasst etwa:

· Waschen von Gemüse, Entfernen von Gemüseblättern, Sortieren von Obst usw.; 

· Trocknen von Getreide;

· Töten, Ausbluten, Ausnehmen, Entfernen der Flossen, Kühlen und Ver​packen von Fischen;

· Schleudern von Honig zur Entfernung aus den Waben.

Derartige Vorgänge sind als normale Routinearbeiten auf Ebene der Primär​produktion anzusehen und erfordern keine speziellen Anweisungen, die über die für die Primärproduktion geltenden Lebensmittelvorschriften hinausgehen.

Auf der anderen Seite können gewisse Vorgänge im landwirtschaftlichen Betrieb zu einer Änderung der Erzeugnisse und/oder zu neuen Risiken für die Lebensmittel führen, z. B. das Schälen von Kartoffeln, das Schneiden von Karotten, das Abpacken von Salat und das Haltbarmachen mittels Gasen. Diese Vorgänge können weder als normale Routinearbeiten auf Ebene der Primär​produktion noch als mit der Primärproduktion zusammenhängende Vorgänge betrachtet werden.

3.8. Gelegentliche Handhabung, Zubereitung und Lagerung von Lebens​mitteln sowie Speisenzubereitung durch Privatpersonen

Vorgänge wie die gelegentliche Handhabung, Zubereitung und Lagerung von Lebensmitteln sowie die Speisenzubereitung durch Privatpersonen bei kirchlichen oder schulischen Veranstaltungen, bei Dorffesten usw. fallen nicht in den Geltungsbereich der Verordnung. Dies geht aus Erwägungsgrund 9 der Ver​ordnung (EG) Nr. 852/2004 hervor. Dort heißt es im zweiten Satz: 

„[Die Gemeinschaftsvorschriften sollten] nur für Unternehmen gelten, wodurch eine gewisse Kontinuität der Tätigkeiten und ein gewisser Organisationsgrad bedingt ist.“

Der Ausdruck „Unternehmen“ ist in der Definition von „Lebensmittel​unternehmen“ enthalten (gemäß Artikel 3 Nummer 2 des Allgemeinen Lebens​mittelrechts (Verordnung (EG) Nr. 178/2002) ist ein „Lebensmittel​unternehmen“ ein „Unternehmen“). Wer gelegentlich und im kleinen Rahmen Lebensmittel handhabt, zubereitet, lagert oder Speisen zubereitet (z. B. Kirchen, Schulen oder anlässlich von Dorffesten und anderen Ereignissen, wie etwa Wohltätigkeitsveranstaltungen, für die freiwillige Helfer Lebensmittel zubereiten), kann nicht als ein „Unternehmen“ angesehen werden und unterliegt daher nicht den Hygienevorschriften der Gemeinschaft.

3.9. Lebensmittelunternehmen und Internet-Verkäufe

Einige Unternehmen bieten ihre Waren im Internet zum Verkauf an. Wenn​gleich diese Art von Handel nicht speziell in der Verordnung aufgeführt ist, fallen die betreffenden Unternehmen unter die Definition des „Lebensmittel​unternehmens“ und unterliegen den einschlägigen Vorschriften des Lebens​mittelrechts.

4. Die Ausdrücke „erforderlichenfalls“, „geeignet“, „angemessen“ und „ausreichend“

Wo in den Anhängen der Verordnung die Ausdrücke „erforderlichenfalls“, „ge​eignet“, „angemessen“ oder „ausreichend“ verwendet werden, obliegt es in erster Linie dem Lebensmittelunternehmer, darüber zu entscheiden, ob eine Anforderung er​forderlich, geeignet, angemessen oder ausreichend ist, um die Ziele der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 zu erreichen. 

Bei dieser Entscheidung sollte der Art des Lebensmittels und seinem Verwendungs​zweck Rechnung getragen werden.

Der Unternehmer kann seine Wahl anhand von Verfahren, die auf den HACCP-Grundsätzen beruhen, oder anhand der Arbeitsweise seines Unternehmens be​gründen. Auch die in Artikel 7 der Verordnung genannten Leitlinien für eine gute Ver​fahrenspraxis können hilfreich sein und Anhaltspunkte geben, wie bei Ver​wendung der Ausdrücke „erforderlichenfalls“, „geeignet“, „angemessen“ oder „aus​reichend“ am besten vorzugehen ist.

5. Flexibilität

5.1. Allgemeiner Hintergrund

Die Verordnung umfasst Grundsätze, die für alle Lebensmittelunternehmen zur Anwendung kommen. Um sicherzustellen, dass Lösungen für bestimmte Situa​tionen verfügbar sind, ohne die Lebensmittelsicherheit zu gefährden, lässt die Verordnung eine gewisse Flexibilität zu. In diesem Sinne können die Mitglied​staaten einzelstaatliche Maßnahmen zur Anpassung der Anforderungen be​stimmter Anhänge der Verordnung ergreifen. Die einzelstaatlichen Maßnahmen

· ermöglichen die weitere Anwendung traditioneller Methoden auf allen Produktions-, Ver​arbeitungs- oder Vertriebsstufen von Lebensmitteln oder

· tragen den Bedürfnissen von Lebensmittelunternehmen in Regionen in schwieriger geografischer Lage durch entsprechende Anpassungen Rechnung oder

· betreffen in anderen Fällen lediglich den Bau, die Konzeption und die Ausstattung der Betriebe.

Mitgliedstaaten, die einzelstaatliche Vorschriften erlassen wollen, teilen dies aus Gründen der Transparenz der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten mit (vgl. Artikel 13 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 852/2004). Die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten haben das Recht, Bemerkungen zu übermitteln. Enthalten diese Bemerkungen unterschiedliche Ansichten, so wird die An​gelegenheit dem Ständigen Ausschuss unterbreitet, der eine Ent​scheidung treffen kann.

5.2. Traditionelle Produktionsmethoden

In den Mitgliedstaaten werden möglicherweise Lebensmittel nach alther​gebrachten Methoden hergestellt, deren Sicherheit erwiesen ist, selbst wenn sie nicht immer völlig im Einklang mit gewissen technischen Anforderungen der Verordnung stehen. Die Verordnung erkennt an, dass diese traditionellen Produktionsmethoden bewahrt werden müssen, die Ausdruck der kulturellen Vielfalt Europas sind, und gewährt daher den Lebensmittelunternehmen die er​forderliche Flexibilität.

Im Rahmen des vorliegenden Dokuments soll keine Be​standsaufnahme der traditionellen Produktionsmethoden in den Mitgliedstaaten durchgeführt werden. Es obliegt den zuständigen Behörden, die notwendigen Initiativen zu ergreifen oder auf etwaige Ersuchen der Lebensmittel​unternehmen um Flexibilität zu reagieren.

5.3. HACCP und Flexibilität

Die HACCP-Methode ist bewusst flexibel und beruht auf einer Reihe von Grundsätzen und Verfahren, die die Lebensmittelsicherheit gewährleisten sollen, ohne jedoch die Lebensmittelunternehmen zu zwingen, Regeln einzu​halten oder Verfahren anzuwenden, die nicht relevant oder nicht an den besonderen Kontext ihrer Tätigkeit angepasst sind. 

Leitlinien für eine gute Hygienepraxis und für die Anwendung der HACCP-Grundsätze, die vom Lebensmittelsektor selbst auf nationaler oder gemeinschaftlicher Ebene entwickelt werden, sollen den Unternehmen helfen, HACCP-Verfahren einzuführen, die auf die Besonderheiten ihrer Produktion zugeschnitten sind.

Die Kommission hat Leitlinien veröffentlicht, in denen sie die wichtigsten Möglichkeiten auf​zeigt, wie die auf den HACCP-Grundsätzen fußenden Verfahren flexibel umgesetzt werden können.

6. Eintragung (Registrierung) und Zulassung von Lebensmittel​unternehmen

6.1. Was bedeutet die Eintragung (Registrierung) von Lebensmittel​unternehmen in der Praxis?

Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 müssen sich Lebensmittelunternehmen bei der zuständigen Behörde eintragen (registrieren) lassen.

Durch die Eintragung (Registrierung) sollen die zuständigen Behörden in den Mitgliedstaaten einen Überblick über Tätigkeitsort und -art der Lebensmittel​unternehmen erlangen, so dass amtliche Kontrollen durchgeführt werden kön​nen, wann immer dies von der nationalen zuständigen Behörde für erforderlich gehalten wird. Dabei kommen die allgemeinen Grundsätze des Artikels 31 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 zum Tragen, wonach die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten Verfahren festlegen, welche die Futtermittel- und Lebens​mittelunternehmer bei der Beantragung der Registrierung ihrer Betriebe zu be​folgen haben.

Die Registrierung sollte ein einfacher Vorgang sein, bei dem die zuständige Be​hörde über die Adresse des Betriebs und die ausgeübte Tätigkeit informiert wird. Sofern die Informationen bereits anderweitig vorliegen (z. B. durch Registrierung aus Gründen des Umweltschutzes oder der Tier​gesundheit oder aus anderen administrativen Gründen), können sie auch für die Zwecke der Lebensmittelhygiene genutzt werden.

Manche Unternehmen sind auf den Lebensmittelhandel spezialisiert (Broker; Händ​ler). Sie können zwar den Transport von Lebensmitteln zwischen Anbietern bzw. zum Einzelhändler organisieren, ihre Räumlichkeiten (bei denen es sich lediglich um ein Büro handeln kann) dienen aber nicht notwendigerweise der Hand​habung oder Lagerung von Lebensmitteln. Sofern sie unter die Definition des „Lebensmittelunternehmens“ oder „Lebensmittelunternehmers“ fallen, müssen sie der Registrierungspflicht nachkommen.

6.2. Die Zulassung von Lebensmittelunternehmen

Gemäß dem Gemeinschaftsrecht müssen bestimmte Lebensmittelunternehmen, die Lebensmittel tierischen Ursprungs handhaben, zugelassen werden, be​vor sie ihre Produkte vermarkten dürfen. Weitere Informationen finden sich in Ab​schnitt 4 des Leitfadens für die Durchführung bestimmter Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 mit Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs.

6.3. Die Zulassung von Lebensmittelunternehmen unter einzelstaatlichem Recht

Die Verordnung lässt den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, die Zulassung von Lebensmittelbetrieben vorzuschreiben, für die kraft Gemeinschaftsrecht (ein​schließlich der Verordnung (EG) Nr. 853/2004) keine Zulassung erforderlich ist.

Wenden die Mitgliedstaaten dieses Verfahren an, so sieht das Gemeinschaftsrecht weder eine bestimmte Kennzeichnung noch eine Einschränkung in Bezug auf die Vermarktung von Lebensmitteln durch Betriebe vor, die dem einzelstaatlichen Zu​lassungsverfahren unterliegen.

7. LeitLINIEN für eine gute Hygienepraxis und für die Anwendung der HACCP-Grundsätze

Die Artikel 7 bis 9 der Verordnung betreffen die Ausarbeitung von Leitlinien für eine gute Hygienepraxis und für die Anwendung der HACCP-Grundsätze.

Obgleich diese Leitlinien ein freiwilliges Instrument darstellen, bieten sie den Lebensmittelsektoren (Primärproduktion und danach) die Möglichkeit, genauer darzulegen, wie die Unternehmer den rechtlichen Anforderungen nachkommen können, die in der Verordnung allgemeiner ausgedrückt sind.

Die neuen Lebensmittelhygienevorschriften enthalten eine Reihe von An​forderungen, die

· dem Lebensmittelunternehmer einen Ermessensspielraum belassen: Zu die​sem Zweck wurden in der Verordnung die Ausdrücke „erforderlichenfalls“, „geeignet“, „an​gemessen“, „ausreichend“ usw. verwendet (z. B. „… geeignete Bearbeitungs- und Lagerräume vorhanden sind, die insbesondere eine Temperaturkontrolle und eine ausreichende Kapazität bieten, damit die Lebensmittel auf einer geeigneten Temperatur gehalten werden können“); bzw.

· in Form eines zu erreichenden Ziels formuliert sind, wobei der Lebensmittel​unternehmer Wege zur Verwirklichung dieses Ziels finden muss (z. B. in Be​zug auf die Wärmebehandlung in hermetisch verschlossenen Behältern: „Bei jeder Wärmebehandlung [...] muss [...] verhindert werden, dass das Er​zeugnis während dieses Prozesses kontaminiert wird.“)

Leitlinien für eine gute Verfahrenspraxis sind ein nützliches Instrument, um den Lebensmittelunternehmern zu helfen, 

· die Erfordernisse, die Eignung, die Angemessenheit oder die Hinlänglichkeit in Bezug auf bestimmte Anforderungen zu beurteilen (z. B. durch die An​gabe, was unter „geeignete Bearbeitungs- und Lagerräume“ zu verstehen ist) und

· die Wege zur Verwirklichung der in der Verordnung festgelegten Ziele zu kon​kretisieren (z. B. durch die Angabe, auf welcher Temperatur die Lebensmittel gehalten werden müssen).

Die Leitlinien sollten außerdem Verfahren umfassen, die die ordnungsgemäße Durchführung der Verordnung gewährleisten, z. B.:

· Verfahren, die das Entstehen von Gefahren auf Ebene der Primärproduktion verhindern,

· ein Verfahren für die Reinigung und Desinfektion der Betriebsstätten von Lebensmittel​unternehmen,

· ein Verfahren zur Schädlingsbekämpfung und

· ein Verfahren, mit dem sichergestellt wird, dass die Anforderung, HACCP-ge​stützte Verfahren zu entwickeln, erfüllt wird.

8. Dokumentation

8.1. Die Verordnung schreibt vor, dass die Lebensmittelunternehmer im Rahmen der HACCP-gestützten Verfahren in einem der Art und Größe des Unter​nehmens angepassten Umfang Unterlagen erstellen müssen.

8.2. Auch wenn dies nicht in der Verordnung vorgesehen ist, kann es eine gute Verfahrens​praxis sein, wenn die Lebensmittelunternehmer außerdem anderweitige Unter​lagen erstellen, die dazu beitragen könnten, die Ziele der Verordnung zu verwirklichen. Bei der Ausarbeitung solcher Unterlagen könnten die Unternehmer folgende As​pekte berücksichtigen:
Unterlagen zu baulichen Anforderungen

Die Unterlagen können sich auf bauliche Anforderungen beziehen, um eine Reihe allgemeiner Anforderungen der Verordnung zu erläutern, z. B.:

· Gemäß Anhang II Kapitel II Nummer 1 Buchstaben a und b müssen Boden​beläge und Wandflächen „wasserundurchlässig, Wasser abstoßend und ab​riebfest sein und aus nichttoxischem Material bestehen, es sei denn, die Lebensmittelunternehmer können gegenüber der zuständigen Behörde nach​weisen, dass andere verwendete Materialien geeignet sind“, und gemäß Buch​stabe f müssen Flächen im Allgemeinen aus „glattem, abriebfestem, korrosionsfestem und nichttoxischem Material bestehen, es sei denn, die Lebensmittelunternehmer können gegenüber der zuständigen Behörde nach​weisen, dass andere verwendete Materialien geeignet sind“;

· gemäß Anhang II Kapitel III Nummer 2 Buchstabe b müssen Flächen, die mit Lebensmitteln in Berührung kommen, aus „glattem, abriebfestem, korrosionsfestem und nichttoxischem Material bestehen, es sei denn, die Lebensmittelunternehmer können gegenüber der zuständigen Behörde nach​weisen, dass andere verwendete Materialien geeignet sind“.

Unterlagen zu operationellen Anforderungen

Die Unterlagen können sich auf operationelle Anforderungen beziehen, z. B.:

· Anhang II Kapitel IX Nummer 4: „Es sind geeignete Verfahren zur Be​kämpfung von Schädlingen vorzusehen“;

· die Notwendigkeit, Entscheidungen hinsichtlich der Ausdrücke „erforderlichen​falls“, „geeignet“, „angemessen“ und „ausreichend“ zu be​gründen;

· die Verfahren und Aufzeichnungen auf der Basis der HACCP-Grundsätze.

8.3. Insgesamt werden mit diesen Unterlagen Arbeitsabläufe dokumentiert, die ein wichtiges Element zur Gewährleistung der Lebensmittelsicherheit dar​stellen. 

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, diese Unterlagen zu erstellen:

· Leitlinien für eine gute Verfahrenspraxis können einen Teil oder die Gesamtheit der erforder​lichen Dokumentation umfassen;

· die Lebensmittelunternehmen können beschließen, Ad-hoc-Unterlagen zu erstellen, die auf ihre Situation zugeschnitten sind;

· im Rahmen der HACCP-gestützten Verfahren (unter Berücksichtigung der für die Lebensmittelunternehmen, insbesondere Kleinbetriebe, erforderlichen Flexibilität).

Die Unterlagen können in Form der Ergebnisse von Labortests, Schädlingsbekämpfungsprotokollen, Temperaturmessungen, Quellenhinweisen, vom An​bieter der Baustoffe bereitgestellten Informationsmaterialien usw. vorgelegt werden.

9. Technische Fragen (Anhänge)

9.1. Wärmebehandlung (Anhang II Kapitel XI)

Im Falle einer Wärmebehandlung von Lebensmitteln, die in hermetisch ver​schlossenen Behältern in Verkehr gebracht werden, schreibt die Verordnung vor, dass das von den Lebensmittelunternehmern angewandte Verfahren inter​national anerkannten Normen entsprechen sollte. Solche Normen gibt es etwa im Codex Alimentarius, z. B.:

· Code of Hygienic Practice for Milk and Milk Products (CAC/RCP 57-2004) – Standard für Hygieneverfahren für Milch und Milchprodukte;

· Recommended International Code of Hygienic Practice for Low-Acid and Acidified Low-Acid Canned Foods (CAC/RCP 23-1979, Rev. 2 (1993)) – Empfohlener internationaler Standard für Hygieneverfahren für säurearme und gesäuerte säurearme Lebensmittel in Dosen;

· Code of Hygienic Practice for Aseptically Processed and Packaged Low-Acid Foods (CAC/RCP 40-1993) – Standard für Hygieneverfahren für sterili​sierte und verpackte säurearme Lebensmittel;

· Recommended International Code of Hygienic Practice for Canned Fish (CAC/RCP 10-1976) – Empfohlener internationaler Standard für Hygiene​verfahren für Fischkonserven.

9.2. Schulung (Anhang II Kapitel XII)

Schulungsmaßnahmen sind ein wichtiges Instrument zur Gewährleistung einer guten Hygienepraxis. 

Schulungen gemäß Anhang II Kapitel XII der Verordnung sollten an den Aufgaben des Personals bestimmter Lebensmittelunternehmen und an den auszu​führenden Arbeiten ausgerichtet sein.

Es gibt verschiedene Arten der Schulung. Dazu gehören die innerbetriebliche Schulung, die Organisation von Lehrgängen, Informationskampagnen der Berufsverbände oder zuständigen Behörden, Leitlinien für eine gute Ver​fahrenspraxis usw.

In Bezug auf HACCP-Schulungen für das Personal kleinerer Unternehmen ist darauf zu achten, dass solche Schulungen der Art und Größe des Betriebs an​gemessen sind und sich darauf beziehen, wie die HACCP-Grundsätze in dem Betrieb zur An​wendung kommen. Werden Leitlinien für eine gute Hygienepraxis und für die Anwendung der HACCP-Grundsätze verwendet, sollte die Schulung darauf ab​zielen, das Personal mit dem Inhalt dieser Leitlinien vertraut zu machen. Kann in einem Unternehmen die Lebensmittelsicherheit bereits durch die Erfüllung bestimmter Grundvoraussetzungen gewährleistet werden, so sollte die Schulung dieser Situation Rechnung tragen.

9.3. Beförderung (Anhang II Kapitel IV)
Es sind geeignete Beförderungssysteme vorzusehen, die sicherstellen, dass die Lebensmittel bei Abgabe unbedenklich und genusstauglich sind.

Bei der Beförderung von Lebensmitteln in flüssigem, granulat- oder pulver​förmigem Zustand als Massengut (d. h. nicht umhüllte oder unverpackte Lebensmittel, die in direktem Kontakt mit der Kontaktfläche des Lebensmittel​transportbehälters und der Atmosphäre stehen) sind die Lebensmittel​unternehmer gemäß der Verordnung gehalten, eigens dafür vorgesehene Transportbehälter zu verwenden.

Hintergrund dieser Anforderung ist der Umstand, dass für Kontaminierungen dieser Lebensmittel aufgrund ihrer Beschaffenheit nachweislich ein höheres Risiko besteht, wenn sie in Fahrzeugen oder Behältern transportiert werden, die zuvor für andere Zwecke verwendet wurden. Dies gilt auch, wenn diese Behälter vor dem Transport von Lebensmitteln gereinigt werden.

Da der Begriff „granulatförmig“ sowohl „in Form von Schüttgut“ als auch „körnig“ bedeuten kann, wurde mehrfach um Klarstellung gebeten, wie diese Formulierung zu verstehen ist. Im Allgemeinen wäre es logisch, diese An​forderung auf Lebensmittel zu beschränken, die nach der Verarbeitung eine körnige Form haben (z. B. Zucker), oder auf geschälte, gewaschene oder zu​bereitete Körner, die für den Verkauf an die Endverbraucher um​hüllt/verpackt werden sollen. Daher sollten Primärerzeugnisse wie geerntetes Getreide ausgenommen sein, die – bevor sie genusstauglich sind – mit oder ohne Verarbeitungsverfahren noch weiter zubereitet werden müssen.

9.4. Sauberes Wasser (Anhang I und Anhang II Kapitel VII)

In mehreren Teilen der Hygieneverordnungen wird auf die Bestimmung Bezug genommen, wonach Lebensmittelunternehmer nach Möglichkeit sauberes Wasser verwenden müssen.

Werden im Zuge der Primärproduktion Fische oder lebende Muscheln gehandhabt, so muss zur Vermeidung von Kontaminationen Trinkwasser oder sauberes Wasser (sauberes Meerwasser oder Süßwasser vergleichbarer Qualität) verwendet werden.

· „Die Lebensmittelunternehmer, die Tiere halten, ernten oder jagen oder Primärerzeugnisse tierischen Ursprungs gewinnen, müssen die jeweils an​gemessenen Maßnahmen treffen, um […] d) erforderlichenfalls zur Ver​meidung von Kontaminationen Trinkwasser oder sauberes Wasser zu ver​wenden;“ (Anhang I Teil A Nummer II.4 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr. 852/2004).

Ähnliche Bestimmungen gelten für die Handhabung von Fischereierzeugnissen oder lebenden Muscheln, wenn sie nicht Gegenstand der Primärproduktion sind:

· „Sauberes Wasser kann für unzerteilte Fischereierzeugnisse verwendet wer​den.

Sauberes Meerwasser kann für lebende Muscheln, Stachelhäuter, Manteltiere und Meeresschnecken verwendet werden; sauberes Wasser kann auch zur äußeren Reinigung verwendet werden.

Wird sauberes Wasser verwendet, so müssen für die Versorgung hiermit angemessene Einrichtungen und Verfahren zur Verfügung stehen, um zu gewährleisten, dass eine solche Verwendung kein Kontaminationsrisiko für die Lebensmittel darstellt.“ (Anhang II Kapitel VII Nummer 1 Buchstabe b der Ver​ordnung (EG) Nr. 852/2004);
· „[…] sauberes Meerwasser darf zur Bearbeitung und Reinigung von Fischerei​erzeugnissen verwendet werden, zur Herstellung von Eis, das zur Kühlung von Fischereierzeugnissen verwendet wird, und zum raschen Ab​kühlen von Krebstieren und Weichtieren nach dem Abkochen“ (Anhang III Abschnitt VIII Nummer 3 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 853/2004).

Bemerkungen zu den Bedingungen für seine Verwendung:

Sowohl im Zuge der Primärproduktion als auch bei der weiteren Handhabung von Fischereierzeugnissen oder lebenden Muscheln sind Maßnahmen zu treffen, die sicherstellen, dass das ver​wendete saubere Wasser die Fischereierzeugnisse oder lebenden Muscheln nicht kontaminiert. Die Unternehmer müssen Verfahren zur Überwachung und Dokumentation der Unbedenklichkeit/Qualität des Wassers einrichten. Diese Maß​nahmen sind in die auf den HACCP-Grundsätzen beruhenden Verfahren aufzunehmen, sofern in allen Phasen nach der Primärproduktion sauberes Wasser verwendet werden muss.

Es obliegt der zuständigen Behörde zu überprüfen, ob die von den Unternehmern entwickelten Verfahren ausreichend sind, ordnungsgemäß durchgeführt werden und keine Gefahr für die Verbraucher darstellen.

· Bei der Festlegung, dass sauberes Wasser verwendet werden muss, und/oder bei der Entwicklung von Verfahren, die auf den HACCP-Grund​sätzen beruhen, sollten die Lebensmittelunternehmer verschiedenen Aspekten Rechnung tragen, wie etwa:

· Untersuchung der Zusammensetzung des Wassers (einschließlich even​tueller Kontaminanten, z. B. chemische Stoffe, mikrobiologische Kon​taminanten, giftige Algen usw.) am Wasserzulauf und ihrer möglichen Schwankungen (saisonbedingte Schwankungen, von Regenfällen ab​hängige Ableitungen usw.), um sicherzustellen, dass das Wasser weder Mikroorganismen noch Schadstoffe noch toxisches Meeresplankton in Mengen enthält, die die Genusstauglichkeit der Lebensmittel direkt oder indirekt beeinträchtigen können;

· Beurteilung der Auswirkungen natürlicher oder anthropogener Kontaminationsquellen sowie möglicher Abhilfemaßnahmen (an Flussmündungen, bei Aushubarbeiten usw.);

· Beschreibung der Systeme zur Wasserproduktion (Abwasserauf​bereitung, Wasserbehandlung usw.), -speicherung und -verteilung.

· Bei der Verwendung von solchem Wasser müssen die Lebensmittel​unternehmer dafür sorgen, dass es die Fischereierzeugnisse oder lebenden Muscheln nicht kontaminiert. Dieses Ziel kann auf unterschiedliche Weise er​reicht werden, beispielsweise wie folgt:

· Die Förderung des Wassers für die Produktion von sauberem Wasser erfolgt an einer Stelle, an der eine Verunreinigung der Wasserzufuhr ausgeschlossen ist (Vermeidung verschmutzter Gebiete, Förderung von Wasser aus der Tiefe oder in abgelegenen Gebieten). Dies kann bei Schiffen auf offener See ausreichend sein; 

· es wird ein Wasseraufbereitungssystem eingesetzt, um sicherzustellen, dass den Anforderungen in Bezug auf sauberes Wasser entsprochen wird. Dieses System kann eine Filtrationsphase, gefolgt von einer Adsorptions- und einer Desinfektionsphase, umfassen;

· sonstige geeignete Verfahren.

Leitlinien für eine gute Verfahrenspraxis können geeignete Instrumente sein, um die Lebens​mittelunternehmer bei der Festlegung dieser Methoden zu unterstützen, um sicher​zustellen, dass das verwendete saubere Wasser die Fischereierzeugnisse nicht kontaminiert.

9.5. Betriebsstätten, in denen mit Lebensmitteln umgegangen wird (Anhang II Kapitel I)

Der Begriff „Betriebsstätten, in denen mit Lebensmitteln umgegangen wird“ be​schränkt sich nicht auf die Räumlichkeiten, in denen Lebensmittel gehandhabt oder verarbeitet werden. Er umfasst gegebenenfalls auch die unmittelbare Um​gebung innerhalb des Betriebsgeländes.

Alle erforderlichen Tätigkeiten müssen auf dem Gelände des Lebensmittelbetriebs durchgeführt werden, sofern nichts anderes festgelegt ist (z. B. offiziell zugelassene Fahrzeugwaschanlagen).

�	ABl. L 226 vom 25.6.2004, S. 3.


�	ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1.


�	ABl. L 191 vom 28.5.2004, S. 1.


�	ABl. L 338 vom 22.12.2005, S. 1.


�	ABl. L 338 vom 22.12.2005, S. 27.


�	Gemäß Artikel 10 Absatz 8 der Verordnung Nr. 853/2004 können die Mitgliedstaaten einzelstaatliche Vorschriften einführen, mit denen das Inverkehrbringen von Rohmilch, die für den menschlichen Verzehr bestimmt ist, untersagt oder eingeschränkt wird.





DE

 
DE

